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Der Konflikt um das Flüchtlingscamp in Kreuzberg 

Eine Notunterkunft ist kein Asyl
Von Peter Nowak

Die Caritas hat Flüchtlingen des Refugee-Camps am Oranienplatz in Berlin-Kreuzberg
ein ehemaliges Seniorenheim zur Verfügung gestellt. Der Streit um das Protestcamp
geht jedoch weiter, bei einer Pressekonferenz kritisierten die Flüchtlinge die
Bezirksbürgermeisterin.

Schon vor Beginn der Pressekonferenz am Montagnachmittag war das große Zelt des
Flüchtlingscamps am Oranienplatz in Berlin-Kreuzberg überfüllt. An einem Holztisch hatten
mehrere Flüchtlinge Platz genommen. Ihre von großem Applaus bedachten Aussagen waren
eindeutig: »Das Camp wird weiter bestehen bleiben.« Dieser Platz werde weiterhin gebraucht
für ihren Kampf gegen Abschiebungen, für die Schließung der Flüchtlingslager, für eine
Abschaffung der die Bewegungsfreiheit einschränkenden Residenzpflicht sowie für das Recht
der Flüchtlinge auf Arbeit, betonten die Männer und Frauen in ihren kurzen Beiträgen.
Am Vortag sah es noch ganz nach einer Räumung des Camps aus. Kurzfristig hatte die Caritas
im Wedding eine Notunterkunft für 80 Flüchtlinge zur Verfügung gestellt. Obwohl dort
mindestens 30 keinen Platz gefunden hatten und auf den Oranienplatz zurückgekehrt waren,
rückte am Sonntagnachmittag die Polizei an, um die Auflösung des Camps logistisch
vorzubereiten. Nachdem innerhalb kurzer Zeit eine große Zahl von Unterstützern auf den Platz
geeilt war, zog sich die Polizei zurück. Eine Räumung des Camps sei nie beabsichtigt gewesen,
aber auch ein Wohnen am Oranienplatz sei nicht mehr möglich, erklärten die Grünen Berlin-
Friedrichshain. »Berlin zeigt, welche Möglichkeiten ein Bundesland hat, Flüchtlinge humaner zu
behandeln als anderswo in Deutschland«, lobte die Taz Kreuzbergs Bezirksbürgermeisterin
Monika Herrmann (Grüne). Sie wurde auf der Pressekonferenz besonders heftig kritisiert.
Sie habe immer erklärt, die Flüchtlinge entschieden, wie lange das Camp bestehen bleibe, und
nun wolle sie es »über unsere Köpfe hinweg« beenden, empörte sich eine Aktivistin, die sich seit
fast 14 Monaten auf dem Oranienplatz für die Rechte der Flüchtlinge einsetzt. Auch die auf der
Liste der Grünen kandidierende, parteilose Abgeordnete der Bezirksverordnetenversammlung,
Taina Gärtner, die mehrere Wochen aus Solidarität in einem Zelt am Oranienplatz übernachtet
hatte, wurde kritisiert. Sie hatte in der Taz erklärt, die Flüchtlinge würden jedes Angebot
annehmen und das Camp verlassen können. Dieses Bild der schutzbedürftigen Flüchtlinge, die
in der Caritas ihren guten Hirten gefunden haben, zerstörten die Aktivisten mit ihrer
kämpferischen Pressekonferenz. Dabei sollen die menschenunwürdigen Lebensumstände im
winterlichen Berlin keineswegs geleugnet werden. Doch verantwortlich dafür ist eine
Gesetzgebung, die den Flüchtlingen fast sämtliche Rechte entzieht. Die Aktivisten betonen
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daher zu Recht, dass ihr Kampf nicht zu Ende sei, wenn die Caritas eine Notunterkunft zur
Verfügung stelle. Doch die Unterstützer, die nach der drohenden Auflösung des Camps wieder
sehr aktiv waren, müssen sich auch fragen, warum sie die Flüchtlinge auf dem Oranienplatz
nicht mit eigenen Aktionen unterstützen. Eine kleine Gruppe, die das unter dem Motto »Die
letzte Meile gehen wir« versuchte, hatte kaum Zulauf. Es ist einfacher, den Flüchtlingen für ihr
Ausharren zu applaudieren, wenn man selbst wieder nach Hause gehen kann.
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